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Position des VBE zur Social-Media-Nutzung von Jugendlichen 1 

„Verantwortung übernehmen statt verbieten“ 2 

 3 

Der Bundesvorstand des Verbandes Bildung und Erziehung (VBE) hat sich in seiner Sitzung 4 
am 19. Juni 2026 gegen ein pauschales Verbot der Social-Media-Nutzung für Kinder und 5 
Jugendliche unter 16 bzw. 14 Jahren ausgesprochen.  6 

Er begründet dies in sechs Thesen. Dabei verweist er auf die Relevanz von Social-Media-7 
Kanälen als Informationsquelle und Ort der Partizipation für Jugendliche. Der Verband setzt 8 
sich für eine gesamtgesellschaftliche Stärkung der Medienkompetenz ein. Er verurteilt das 9 
Social-Media-Verbot als „low hanging fruit“ in einer vielschichtigen Debatte, bei der dem 10 
Abbau analoger Begegnungsräume nicht ausreichend Beachtung geschenkt wird. Zudem 11 
wird auf die Verantwortung in der Erziehungsgemeinschaft hingewiesen. Nicht zuletzt 12 
verweist der Bundesvorstand auf die rechtliche Limitierung eines „deutschen“ Verbotes, da 13 
dies auf europäischer Ebene beschlossen werden müsste. Daneben wird hervorgehoben, 14 
dass es Aufgabe der Politik ist, die Plattformbetreiber wirksam zu begrenzen. Denn: Die 15 
Risiken der Nutzung von Sozialen Medien werden gesehen; der Bundesvorstand befasst 16 
sich umfassend mit den wissenschaftlichen Erkenntnissen, die stetig aktualisiert werden.  17 

 18 

Die Thesen im Einzelnen: 19 

These 1: In einer veränderten Medienlandschaft bedeutet die Nutzung von Social 20 
Media Teilhabe, Information und Partizipation 21 

Viele Jugendliche benutzen Social-Media-Kanäle als (alleinige) Informationsquelle. Laut 22 
einer Studie der Bertelsmann Stiftung nehmen 74 Prozent der jungen Menschen in 23 
Deutschland politische Informationen über Social Media auf. Ein pauschales Verbot von 24 
Social-Media-Plattformen für Minderjährige bedeutet faktisch ein Verbot von 25 
Meinungsfreiheit, Informationsfreiheit und Informationszugang. 26 

Gleichzeitig darf das Risiko von Manipulation durch Algorithmen und Fake News nicht 27 
unterschätzt werden. 28 

 29 

Forderung: Das veränderte Nutzungsverhalten von Medien muss anerkannt und 30 
wertgeschätzt werden. Der jüngeren Generation darf nicht per se unterstellt werden, Medien 31 
„falsch“ zu nutzen. 32 

 33 

Verantwortlich: Befürworter eines Social-Media-Verbotes müssen sich mit den veränderten 34 
Nutzungsgewohnheiten auseinandersetzen. Sollte ein Verbot umgesetzt werden, müssen 35 
vorher (!) Alternativen aufgebaut werden, wie und wo sich Jugendliche abseits klassischer 36 
Medien informieren können. 37 

 38 

These 2:  Medienbildung ist elementar für eine digital souveräne Gesellschaft 39 

Nicht nur einige Jugendliche, auch Erwachsene zeigen problematisches Nutzungsverhalten 40 
von sozialen Medien. Dies ist ein wichtiges Indiz dafür, dass nicht nur die Beschränkung des 41 
Zugangs, sondern vor allem die Souveränität im Umgang mit diesen Medien eingeübt 42 
werden muss.  43 

https://www.bertelsmann-stiftung.de/de/themen/aktuelle-meldungen/2025/social-media-sind-essenziell-um-junge-menschen-mit-politischen-themen-zu-erreichen
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Forderung: Alle Bürgerinnen und Bürger müssen digital mündig werden. Es braucht eine 44 
Gesamtstrategie, wie sich Personen über digitale Prozesse bilden können und sich souverän 45 
verhalten können. Für die Schule heißt dies ein klares Konzept für eine fächerübergreifende, 46 
an klaren Verantwortlichkeiten und Inhalten orientierte Medienbildung.  47 

Dafür brauchen Lehrkräfte die entsprechende Entlastung von anderen Aufgaben, externe 48 
und professionelle Unterstützung sowie eine angemessene Ausstattung der Schulen mit 49 
digitalen Endgeräten und sicheren Softwarelösungen.  50 

 51 

Verantwortlich: Kultusministerien und Kommunen als Schulträger 52 

 53 

These 3: Eltern benötigen Unterstützung, um gemeinsam Verantwortung zu 54 
übernehmen 55 

Viele Eltern von Jugendlichen sind nicht gleichermaßen mit digitalen sozialen Medien 56 
aufgewachsen. Die Entwicklung von Kommunikations- und Austauschkanälen hin zu 57 
kommerziellen Plattformen, deren Erzeugnisse die Art und Weise, wie wir uns informieren 58 
und begegnen, deutlich verändert haben, erlebten sie zwar mit. Sie haben aber oft nicht das 59 
notwendige Rüstzeug, um die Risiken gut einschätzen zu können. Zudem gibt es Eltern, die 60 
sich aufgrund ihres beruflichen Umfeldes, von sprachlichen Barrieren oder sonstigen 61 
Gründen nicht in der Lage sehen, den Medienkonsum ihres Kindes wirksam zu regulieren.  62 

Gleichzeitig haben Eltern das Recht auf die Erziehung ihres Kindes. Dieses ist zu wahren. 63 

 64 

Forderung: Es braucht niedrigschwellige Unterstützungsmöglichkeiten für Eltern, damit sie 65 
Hilfe anfordern und in Anspruch nehmen können. Dies kann auch durch Angebote an 66 
Schulen eingelöst werden, jedoch auch bspw. über Jugendämter oder Kinderärzt:innen.  67 

 68 

Verantwortlich: Kultus- und Familienministerien gemeinsam mit Schul-/Kitaträgern 69 

 70 

These 4: Social-Media-Verbot ist die „low hanging fruit“ einer vielschichtigeren 71 
Debatte um den Umgang mit Jugendlichen 72 

Jugendliche haben während der Coronapandemie viel zurückstecken müssen. Die 73 
gesellschaftlichen Wunden sind bis heute nicht verheilt. Viele plagen Ängste, manche haben 74 
nie gelernt, sich souverän in sozialen Räumen zu verhalten. Anstatt Orte der Begegnung zu 75 
schaffen, werden Jugendzentren geschlossen und immer mehr Angebote in der „analogen“ 76 
Welt abgeschafft. Anstatt auf den Rückzug ins Digitale mit einem „Mehr“ an Begegnung vor 77 
Ort zu reagieren, soll der digitale Raum beschränkt werden.  78 

 79 

Forderung: Wer Kinder und Jugendliche raus aus dem digitalen Raum holen möchte, muss 80 
ihnen Angebote bereitstellen. Wir brauchen niedrigschwellig erreichbare, kostenfreie oder 81 
kostengünstige Möglichkeiten, sich im analogen Raum zu begegnen. 82 

 83 

Verantwortlich: Kommunen müssen dabei unterstützt werden, attraktive Angebote zur 84 
Verfügung stellen zu können – und nicht zugunsten von Infrastrukturaufgaben als erstes an 85 
Jugendtreffs und Spielplätzen zu sparen. 86 
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These 5: Ein deutscher Alleingang ist rechtlich nicht möglich.  87 
Zudem begrenzen Nutzungsbedingungen bereits den Zugang. 88 

Der Zugang zum digitalen Raum kann nur durch die Europäische Rahmengesetzgebung 89 
eingeschränkt werden. Diese sieht im „Digital Service Act“ keine Zugangsbeschränkungen 90 
vor. Das Europäische Parlament hat jedoch einen großen Bericht zur Thematik 91 
verabschiedet und schlägt darauf aufbauend ein EU-weit geltendes Mindestalter von 16 92 
Jahren vor. Die EU-Kommission prüft daher derzeit ein Verbot für Jugendliche.  93 

Allerdings sehen die Nutzungsbedingungen verschiedener Social-Media-Plattformen schon 94 
heute eine Begrenzung des Zugangs ab 13 Jahren vor. Zwischen 13 und 15 Jahren braucht 95 
es das Einverständnis der Eltern. Das Nutzungskonto ist in der Regel auf „privat“ 96 
voreingestellt. Die Möglichkeit, sich mit anderen zu vernetzen, ist begrenzt, und von anderen 97 
Nutzern oder der Plattform als „sensibel“ markierte Inhalte werden nicht ausgespielt. 98 
Allerdings ist bekannt, dass die Altersverifikation umgehbar ist. 99 

 100 

Forderung: Gemeinschaftsstandards nicht übergehen; rechtliche Beschränkungen 101 
anerkennen; sich auf den relevanten politischen Ebenen einsetzen. Zudem ist die 102 
Altersverifikation mithilfe staatlicher Instrumente sicherzustellen. Einführung der EUDI-Wallet 103 
als eigenständige App oder Teil einer digitalen Wallet bis Anfang 2027. 104 

 105 

Verantwortlich: EU-Kommission und -Parlament, sowie für die EUDI-Wallet das 106 
Bundesministerium für Digitalisierung und Staatsmodernisierung, das ein interdisziplinäres 107 
Team beauftragt hat (Quelle). 108 

 109 

These 6: Plattformbetreiber müssen in die Pflicht, nicht Kinder oder Eltern 110 

Das Interesse an langen Verweildauern liegt nicht intrinsisch bei den Jugendlichen. Es liegt 111 
bei den Betreibern. Soziale Plattformen sind keine neutralen Räume, sie sind kommerzielle 112 
Produkte, die darauf ausgelegt sind, möglichst viel Aufmerksamkeit zu binden. Je länger 113 
jemand scrollt, desto mehr Daten werden gesammelt, desto mehr Werbung wird ausgespielt, 114 
desto mehr Umsatz entsteht. Algorithmen und Dark Patterns sind die Werkzeuge dafür. All 115 
das ist kein technisches Versehen, sondern Kalkül. Wer das ignoriert und stattdessen nur 116 
Kinder und Jugendliche aus dem digitalen Raum drängen will, löst nichts. Das Problem 117 
verlagert sich – die Architektur bleibt dieselbe. Deshalb braucht es eine wirksame 118 
Eindämmung süchtig machender Mechanismen und eine konsequente Durchsetzung 119 
geltenden Rechts. 120 

 121 

Forderung: Algorithmen müssen transparent gemacht und regulierbar werden. Der Digital 122 
Services Act muss konsequent angewendet werden. Verstöße müssen Konsequenzen 123 
haben. Länder, in denen Anbieter ansässig sind, müssen in die Pflicht genommen werden, 124 
die Regularien durchzusetzen. 125 

 126 

Verantwortlich: EU-Kommission, nationale Aufsichtsbehörden, Plattformbetreiber 127 

 128 

Beschlossen im Bundesvorstand des VBE am 19. Juni 2026, Berlin 129 
Für den Verband: Tomi Neckov, Bundesvorsitzender des VBE 130 

https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/A-10-2025-0213_DE.pdf
https://bmds.bund.de/themen/digitaler-staat/digitale-identitaeten/eudi-wallet

